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Schenkungsteuer bei überhöhter Miete  

 
Eine von einer Kapitalgesellschaft gezahlte überhöhte 
Vergütung an eine dem Gesellschafter nahe stehende 
Person ist keine Schenkung der Gesellschaft an die nahe 
stehende Person, wenn der Gesellschafter an der Verein-
barung mitgewirkt hat. Allerdings kann es sich um eine 
Schenkung des Gesellschafters selbst an die ihm nahe 
stehende Person handeln.  
 
Hintergrund: 
 
Zahlt eine GmbH an einen Gesellschafter ein überhöhtes 
Gehalt, einen überhöhten Kaufpreis oder eine überhöhte 
Miete, stellt sich die Frage, ob der unangemessene Teil 
der Vergütung eine Schenkung der GmbH darstellt. Diese 
Frage stellt sich auch dann, wenn die überhöhte Vergü-
tung nicht dem Gesellschafter selbst, sondern an eine 
diesem nahe stehende Person, z. B. an seinen Ehegat-
ten, gezahlt wird. Ertragsteuerlich wird der unangemesse-
ne Teil als verdeckte Gewinnausschüttung behandelt und 
dem Einkommen der Gesellschaft wieder hinzugerechnet. 
 
Verfahren: 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) musste über drei Fälle ent-
scheiden, in denen eine Kapitalgesellschaft jeweils eine  

 
 
überhöhte Miete bzw. einen überhöhten Kaufpreis an eine 
dem Gesellschafter nahe stehende Person (dessen Mut-
ter bzw. Ehegatten oder Bruder) zahlte. Den jeweiligen 
Miet- bzw. Kaufvertrag hatte der Gesellschafter unter-
zeichnet. Das Finanzamt behandelte den überhöhten Teil 
des Kaufpreises / der Miete als verdeckte Gewinnaus-
schüttung. Zudem sah es in dem überhöhten Teil des 
Preises eine Schenkung der Kapitalgesellschaft  und 
setzte Schenkungsteuer gegenüber der dem Gesellschaf-
ter nahestehenden Person fest.  
 
Entscheidung: 
 
Der BFH verneinte Schenkungen der Kapitalgesellschaf-
ten an die jeweils nahe stehende Person:  
 

- Zu Schenkungen gehören auch gemischte Schenkungen, 
bei denen ein überhöhter Preis bzw. eine überhöhte Miete 
oder ein überhöhtes Gehalt gezahlt werden. Der Schen-
kungsteuer unterliegt dann der überhöhte Teil.  

-  
- Wird an einen Gesellschafter eine überhöhte Vergütung 

gezahlt, so beruht diese überhöhte Zahlung auf dem Ge-
sellschaftsverhältnis. Es handelt sich dann um eine Ge-
winnausschüttung, die verdeckt erfolgt und die den Ge-
winnanspruch des Gesellschafters mindert. Denn auf-
grund der überhöhten Zahlung steht der Kapitalgesell- 
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schaft weniger Geld für die offene Gewinnausschüttung 
zur Verfügung.  
 
Dies gilt auch dann, wenn die überhöhte Vergütung an 
eine dem Gesellschafter nahe stehende Person gezahlt 
wird, d. h. an dessen Angehörigen.  

 
Beruht die überhöhte Vergütung auf dem Gesellschafts-
verhältnis zwischen der Gesellschaft und dem Gesell-
schafter, kann es sich nicht um eine Schenkung handeln. 
Denn es fehlt an der Freigebigkeit, weil die Gesellschaft 
im Hinblick auf den Gewinnanspruch des Gesellschafters 
leistet und an dessen Angehörigen zahlt.  

 

Die überhöhte Vergütung beruht auf dem Gesellschafts-
verhältnis, wenn der Gesellschafter an der Vereinbarung, 
die eine überhöhte Zahlung festlegt, mitgewirkt hat. Diese 
Mitwirkung kann darin bestehen, dass der Gesellschafter 
den Miet-, Kauf- oder Dienstvertrag als Gesellschafter-
Geschäftsführer mit unterzeichnet, dass er den Ge-
schäftsführer zum Vertragsabschluss anweist, dass er 
dem Vertrag zustimmt oder dass er in sonstiger Weise auf 
den Vertragsabschluss hinwirkt. In den Streitfällen hatte 
der jeweilige Gesellschafter den Vertrag mit unterschrie-
ben oder als Geschäftsführer abgeschlossen.  

 

Zwar lagen danach keine Schenkungen der GmbHs an 
die dem Gesellschafter nahe stehende Personen vor. 
Allerdings ist es denkbar, dass der jeweilige Gesellschaf-
ter selbst als Schenker anzusehen ist und damit eine 
Schenkung des Gesellschafters an die ihm nahe stehen-
de Person (Angehörigen) vorgelegen hat. Hierüber 
brauchte der BFH jedoch nicht zu entscheiden, da das 
Finanzamt nur eine Schenkung der jeweiligen GmbH an 
die nahe stehende Person besteuert hatte.  

 
Hinweis:  
 
Die drei aktuellen Urteile sind Grundsatzentscheidungen 
im Bereich der Schenkungsteuer bei Kapitalgesellschaf-
ten. Dabei korrigiert der BFH seine bisherige Recht-
sprechung, nach der eine überhöhte Leistung der Kapital-
gesellschaft an eine dem Gesellschafter nahe stehende 
Person keine Schenkung des Gesellschafters sein könne, 
weil es an einer Vermögensverschiebung zwischen dem 
Gesellschafter und der nahe stehenden Person fehlte.  
 
Nunmehr sieht der BFH die Vermögensverschiebung 
zwischen dem Gesellschafter und der nahe stehenden 
Person darin, dass der Gesellschafter einen geringeren 
Gewinnausschüttungsanspruch hat, wenn die GmbH eine 
überhöhte Zahlung an den Angehörigen des Gesellschaf-
ters leistet. Die Finanzämter werden die aktuellen Urteile 
möglicherweise zum Anlass nehmen, die Schenkung-
steuerpflicht bei verdeckten Gewinnausschüttungen, die 
aus überhöhten Leistungen der Kapitalgesellschaft an 
eine dem Gesellschafter nahe stehende Person resultie-
ren, zu prüfen. 
 
Ausfall einer privaten Darlehensforderung 

  
Der Ausfall einer privaten Darlehensforderung ist steuer-
lich absetzbar. Es ist nicht erforderlich, dass der Steuer-
pflichtige seine wertlose Darlehensforderung mit Verlust 
verkauft.  
 
Hintergrund:  
 
Seit Einführung der sog. Abgeltungsteuer werden auch 
Gewinne und Verluste aus dem Verkauf oder der Rück-
zahlung von privaten Darlehensforderungen als Kapital-
einkünfte behandelt. 

 
 
Verfahren:  
 
Der Kläger gewährte im Jahr 2010 einem Dritten ein ver-
zinsliches Darlehen. Im Jahr 2012 wurde über das Ver-
mögen des Dritten das Insolvenzverfahren eröffnet, so-
dass der Kläger einen Restbetrag von ca. 20.000 € zur 
Insolvenztabelle anmeldete. Diesen Betrag machte er in 
seiner Einkommensteuererklärung als Verlust bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen geltend.  
 
Entscheidung:  
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage dem Grunde 
nach statt und verwies die Sache an das Finanzgericht 
(FG) zur weiteren Aufklärung zurück:  
 
Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören seit der 
Einführung der Abgeltungsteuer im Jahr 2009 auch Wert-
veränderungen bei Darlehensforderungen. Es werden 
also nicht mehr nur die Zinsen als Kapitaleinnahmen 
erfasst, sondern auch Gewinne und Verluste aus dem 
Verkauf von Darlehensforderungen bzw. aus der Rück-
zahlung von Darlehen, wenn die Darlehensforderung 
unter dem Nennwert erworben wurde und der Darlehens-
schuldner nun das Darlehen vollständig zurückzahlt. 

 
Der Kläger hat seine Darlehensforderung zwar nicht ver-
kauft, sondern sie ist ausgefallen. Ein Ausfall wird einem 
Verkauf aber gleichgestellt. Wenn der Gesetzgeber näm-
lich die Rückzahlung eines – unter dem Nennwert erwor-
benen – Darlehens als Gewinn erfasst, muss konsequen-
terweise auch der Ausfall der Rückzahlung als Verlust 
berücksichtigt werden. Der Steuerpflichtige ist daher nicht 
gezwungen, seine wertlos gewordene Darlehensforde-
rung zu verkaufen. 

 
Der Verlust wird jedoch erst dann berücksichtigt, wenn 
der Ausfall des Darlehens endgültig feststeht. Die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens reicht hierfür noch nicht 
aus, wohl aber die Ablehnung der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens mangels Masse. Das FG muss nun den 
Ausfall ermitteln. 

 
Hinweis:  
 
Der BFH beantwortet eine für die Praxis wichtige Rechts-
frage zugunsten der Steuerpflichtigen. Denn das Gericht 
erkennt den Ausfall eines Darlehens steuerlich genauso 
an wie den Verlust aus der Veräußerung einer Darlehens-
forderung zu einem Preis unter dem Nennwert der Forde-
rung.  
 
Diese Rechtsfrage war bislang umstritten, weil das Ge-
setz ausdrücklich nur den Verlust aus der Veräußerung 
einer Forderung erwähnte, nicht aber den bloßen Ausfall 
der Darlehensforderung. In der Praxis wurde daher häufig 
sicherheitshalber eine wertlos gewordene Forderung noch 
zu einem geringfügigen Kaufpreis von z. B. 1 € an einen 
Dritten oder Angehörigen verkauft, um den Verlust steuer-
lich geltend zu machen. Nach dem aktuellen Urteil ist ein 
solcher Verkauf nicht mehr erforderlich. Allerdings erleich-
tert ein Verkauf die Bestimmung des Zeitpunkts der Ent-
stehung des Verlustes.  
 
Das Urteil betrifft den Ausfall privater Darlehensforderun-
gen. Andere Grundsätze können gelten, wenn es sich um 
die Darlehensforderung eines mit 1 % an einer GmbH 
beteiligten Gesellschafters handelt, der das Darlehen 
seiner GmbH gewährt hat. 
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Schönheitsreparaturen Übergangsregelung: 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit drei Urteilen vom 
14. Juni 2016 entschieden, dass zu den anschaffungsna-
hen Herstellungskosten sämtliche Aufwendungen für 
bauliche Maßnahmen gehören, die im Rahmen einer 
Instandsetzung und Modernisierung im Zusammenhang 
mit der Anschaffung des Gebäudes anfallen. Dazu zählen 
sowohl Aufwendungen zur Herstellung der Betriebsbereit-
schaft durch Wiederherstellung funktionsuntüchtiger Ge-
bäudeteile sowie Aufwendungen für eine über den ur-
sprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Ver-
besserung des Gebäudes und auch die Schönheitsrepa-
raturen. Der BFH bezieht auch diese Aufwendungen – in 
Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung – in die 
anschaffungsnahen Herstellungskosten ein, sodass inso-
weit kein sofortiger Werbungskostenabzug möglich ist.  
 
Danach müssen sämtliche Kosten für bauliche Maßnah-
men, die im Rahmen einer im Zusammenhang mit der 
Anschaffung des Gebäudes vorgenommenen Sanierung 
anfallen, zusammengerechnet werden. Übersteigt die 
Gesamtsumme der innerhalb von drei Jahren angefalle-
nen Renovierungskosten – netto ohne Umsatzsteuer – 
sodann 15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes, 
kann der Aufwand nur nach den AfA-Regelungen abge-
schrieben werden.  
 
Der BFH stellte zudem klar, dass bei der Prüfung, ob die 
Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen zu anschaffungsnahen Herstellungs-
kosten führen, bei einem aus mehreren Einheiten beste-
henden Gebäude nicht auf das gesamte Gebäude, son-
dern auf den jeweiligen selbstständigen Gebäudeteil ab-
zustellen ist, wenn das Gesamtgebäude unterschiedlich 
genutzt wird. Maßgeblich ist insoweit, ob die Gebäudeteile 
in verschiedenen Nutzungs- und Funktionszusammen-
hängen stehen.  
 
Das Bundesfinanzministerium teilt nunmehr in einem 
Schreiben vom 20.10.2017 mit, dass es die Grundsätze 
der BFH-Urteile in allen offenen Fällen anwenden will. Es 
soll jedoch nicht beanstandet werden, wenn auf Antrag 
des Steuerpflichtigen abweichend hiervon die bisherige 
BFH-Rechtsprechung zur Behandlung der Schönheitsre-
paraturen auf Sachverhalte weiter angewendet wird, bei 
denen der Kaufvertrag bzw. ein ihm gleichstehender 
Rechtsakt vor dem 1. Januar 2017 abgeschlossen wurde. 
 
Kürzung von Pflegeheimkosten  
 

Sind Ehegatten krankheitsbedingt in einem Alten- oder 
Pflegeheim untergebracht, können sie die Kosten hierfür 
als außergewöhnliche Belastungen absetzen. Jedoch ist 
für jeden Ehegatten – und nicht nur für einen Ehepartner 
– eine Haushaltsersparnis von den außergewöhnlichen 
Belastungen abzuziehen, wenn sie keinen weiteren 
Haushalt mehr führen.  
 
Hintergrund: 
 
Zu den außergewöhnlichen Belastungen gehören u. a. die 
Kosten für eine krankheitsbedingte Unterbringung in ei-
nem Alten- oder Pflegeheim. Allerdings ist eine Haus-
haltsersparnis abzuziehen, da auch ein gesunder Steuer-
pflichtiger Verpflegungs- und Wohnkosten hat.  
 
Verfahren:  
 
Die Kläger waren Eheleute, die aufgrund ihrer Pflegebe-
dürftigkeit seit Mai 2013 in einem Alten- und Pflegeheim in 
einem Doppelzimmer untergebracht waren. Einen weite- 

 
 
ren Haushalt führten sie nicht. Für die Unterbringung 
entstanden ihnen Kosten in Höhe von ca. 28.000 €. Sie 
zogen hiervon die Haushaltsersparnis für einen Steuer-
pflichtigen ab und machten den verbleibenden Betrag als 
außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt zog 
hingegen für jeden Ehegatten eine Haushaltsersparnis ab.  
 
Entscheidung:  
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) gab dem Finanzamt Recht. 
 

- Außergewöhnliche Belastungen setzen zusätzliche 
Aufwendungen voraus. Daher sind die außergewöhnli-
chen Belastungen um diejenigen Aufwendungen für Un-
terkunft und Verpflegung zu mindern, die dem Steuer-
pflichtigen auch ohne die Unterbringung im Alten- oder 
Haushalt entstehen würden; dies ist die sog. Haushaltser-
sparnis.  

-  
- Bei Ehegatten ist die Haushaltsersparnis für jeden 

Ehegatten abzuziehen. Denn jeder Ehegatte wird um die 
Kosten für die Miete, für Grundgebühren für Strom und 
Wasser, für Reinigung und für Nahrung entlastet, wenn er 
in einem Pflege- oder Altenheim untergebracht ist. 

-  
- Würde die Haushaltsersparnis nur für einen Ehegatten 

abgezogen, käme es zu einer Doppelbegünstigung, weil 
der andere Ehegatte die gesamten Kosten für die Unter-
bringung und Verpflegung steuerlich absetzen könnte, 
obwohl er hinsichtlich seines Existenzminimums bereits 
durch den Grundfreibetrag entlastet wird.  

-  
Hinweise:  
 
Die Haushaltsersparnis wird auf Grundlage des Unter-
haltshöchstbetrags ermittelt. Aktuell liegt dieser bei 
9.000 €, wobei der Betrag zeitanteilig zu ermitteln ist, 
wenn die Unterbringung im Pflegeheim nicht ganzjährig 
erfolgt. Auf eine tatsächliche Ersparnis kommt es nicht an.  
 
Die Haushaltsersparnis wird nur dann von den außerge-
wöhnlichen Belastungen abgezogen, wenn die Steuer-
pflichtigen keinen weiteren Haushalt mehr unterhalten. 
 
Klarstellung zur Umsatzsteuer bei Vermietung mit 
Einrichtung 

 
Unternehmen, die Vermietung von Wohn- und Schlafräu-
men zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereit-
halten, sind von der Umsatzsteuer nicht befreit. Die „Ver-
mietung und Verpachtung von Grundstücken“ ist hinge-
gen steuerfrei.  
 
Leistungen wie Einrichtungsgegenstände, die für die Nut-
zung einer gemieteten Immobilie nützlich oder sogar not-
wendig sind, können im Einzelfall entweder Nebenleistun-
gen darstellen oder mit der Vermietung untrennbar ver-
bunden sein und mit dieser eine einheitliche Leistung 
bilden. 
 
Mit Urteil vom 11. November 2015 entschied der Bundes-
finanzhof dazu, dass die Umsatzsteuerbefreiung auch die 
Vermietung möblierter Räume oder Gebäude umfasst, 
wenn diese auf Dauer angelegt ist. Im entschiedenen Fall 
ging es um die Überlassung von Inventar eines Pflege-
heims als Nebenleistung. Mit Schreiben vom 8. Dezember 
2017 ändert das Bundesfinanzministerium nunmehr seine 
anderslautende Auffassung und gibt das auch in einem 
geänderten Umsatzsteuererlass bekannt. Danach heißt 
es: Die Steuerbefreiung erstreckt sich in der Regel auch 
auf mit vermietete oder mit verpachtete Einrichtungsge- 
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genstände, z. B. auf das bewegliche Büromobiliar oder 
das bewegliche Inventar eines Seniorenheims. 
 
Hinweis: 
 
Die Vermietung und Verpachtung von „Betriebsvorrich-
tungen“ (Maschinen und sonstigen Vorrichtungen, die zu 
einer Betriebsanlage gehören) ist selbst dann umsatz-
steuerpflichtig, wenn diese wesentliche Bestandteile des 
Grundstücks sind. 
 
Rechnungsanforderungen: Briefkasten als Rech-
nungsanschrift  

 
Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug berechtigt, 
muss sie die im Umsatzsteuergesetz vorgeschriebenen 
Angaben enthalten. Dazu gehören u. a. der vollständige 
Name und die vollständige Anschrift des leistenden Un-
ternehmers und des Leistungsempfängers.  
 
Nachdem die Frage der erforderlichen korrekten Angaben 
der "vollständigen Rechnungsanschrift" vom deutschen 
Fiskus teilweise strenger gesehen wird als vom Europäi-
schen Gerichtshof, hat der Bundesfinanzhof (BFH) die-
sem in einem Vorabentscheidungsersuchen die Frage 
vorgelegt, ob der Begriff der "Anschrift" dahin zu verste- 
 
 

 
 
hen ist, dass der Steuerpflichtige an diesem Ort seine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt oder ob es ausreicht, dass 
er dort lediglich zu erreichen ist.  
 
Bereits in seinem Schlussantrag vom 5. Juli 2017 schlug 
der Generalanwalt des EuGH dazu vor, die Frage dahin 
gehend zu beantworten, dass die Europäische Mehrwert-
steuerrichtlinie nationalen Rechtsvorschriften entgegen-
steht, die die Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug 
davon abhängig macht, dass in der Rechnung die An-
schrift angegeben ist, unter der der Rechnungsaussteller 
seine "wirtschaftliche Tätigkeit" ausübt. Nunmehr liegt die 
Entscheidung des EuGH vom 15.11.2017 vor, die dem 
Vorschlag des Generalanwalts gefolgt ist. Demnach wür-
de auch eine Briefkastenanschrift den Formerfordernissen 
genügen. 
 
Hinweis: 
 
Wie der BFH und die Finanzverwaltung darauf reagieren 
werden, steht zzt. nicht fest. Steuerpflichtige können sich 
in gleich gelagerten Fällen aber immer auf die Entschei-
dung des EuGH berufen. 
 

----------------------------- 

 

 

 


